Vierteljahriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl 
Porto 2 Til 15 Sgr. Iniertionsgebübr für den Raum einer 
"fünftheitigen Zeile in Petitſchrift 1½ Sgr. 


70. Mittag ⸗Ausgabe. 


Deutſchland. 
0. K. C. Candtags- Verhandlungen. 
Berlin, 10. Februar. 2 
46. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 


„Eröffnung 10%, Uhr. Am Miniſtertiſch Frhr. v. d. Heydt, Graf Itzen⸗ 
plig, v. Mühler, = Selchow mit mehreren Commiſſerien x raf 38 1 


Nr. 


Ein Schreiben des Juſtizminiſters ſucht die Ermächtigung des Hauſes 
zur Verfolgung der in Berlin erſcheinenden „Zukunft“ nach, deren Leitartikel 
dom 25. Januar d. J., überſchrieben „Geldbewilligung“, von der Staatsan⸗ 
daltſchaft als Beleidigung des Hauſes der Abgeordneken aufgefaßt wird. — 
Das Schreiben wird der Juſtizcommiſſion überwieſen. 

Ein Antrag des Abg. b. Dieſt auf Abänderung der 88 4 und 49 der 
Geſchäftsordnung wird der Geſchäftsordnungs⸗Commiſſion uͤberwieſen. (Der 

1 betrifft das Referat der Abtheilungen über die Wahlprüfungen, der 
49 das Recht des letzten Wortes für den Antragſteller und Berichteritatter 
nach Schluß der Discuſſion.) f 

Das Haus trat alsdann in feine Tagesordnung, die Vorbera⸗ 
Bundes Staatshaushalts⸗Etats für 1868, ein, erledigte ohne 
Discu Non die vorbehaltenen Poſten bei der allgemeinen Kaſſen⸗Verwaltung 

a und eröffnete alsdann die allgemeine Discuſſion über das e 

Daſſelbe lautet nunmehr mit den durch die bisherige Vorberathung bewirk⸗ 

ten Aenderungen in den Ziffern des § und mit dem die Entlastung be⸗ 

treffenden Nachtrags⸗Paragraphen 4 wie folgt: 

9 Wir Baier beider Häuſer des 
andtages der Monarchie, was fol 

$ 1. Der dieſem Geſetze als 


1% 
. igefü 8 8 E 
fr da Anlage beigefügte Staatshaushalts⸗Etat 


59 ahr 1268 wird: in Einnahme auf 159,618,885 Thlr. (ſtatt 
59,861,870 Thlr.) und in Ausgabe auf 159,618,885 Thlr., nämlich auf 
153,617,885 Thlr. 


d 
Wilhelm u. ſ. w. verordnen, mit 

8.5 
6,00 1.000 


(ſtatt 153,760,879 Thlr.) an fortdauernden, und auf 

Thlr. an einmaligen und außerordentlichen Ausgaben Je ede 

if 2. An Stelle der im Laufe des Jahres 1867 ausgegebenen Schatzan⸗ 
weiſungen im Betrage von Zehn Millionen Thaler können im Jahre 1868 
Neue verzinsliche Schatzanweiſungen, längſtens auf ein Jahr lautend, in glei- 

chem Betrage ausgegeben werden. 5 € 5 s 
$ 3. Auf die neu aua den Schatzanweiſungen finden die Beſtim⸗ 

mungen in den 88 4 und 6 des Geſetzes vom 28. September 1866 (Geſetz⸗ 

sammlung Seite 607) Anwendung. 

i $ 4. Die bis zur geſetzlichen Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗Etats ($ 1) 

‚nerhalb der Grenzen deſſelben geleiſteten Ausgaben werden hiermit nach⸗ 

räglich genehmigt. 

. — Der Finanz⸗Miniſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes be- 
An Stelle der vorſtehenden 88 2 und 3 beantragt Abg. v. Dechend: 
$ 2. Die Mittel zur Einlöfung der im Sa a 1867 ausge: 

gebenen Schatzanweiſungen im Betrage von Zehn Millionen Thaler find 

Bach Begebung einer perzinslichen Staatsanleihe zu beſchaffen, deren 

1 Jahre 1869 ab jährlich mit mindeſtens Einem Procent zu 

3. Die Verwaltung der Anleihe ($ 2) wird der Hauptverwaltung 

EZ rer endende Wegen b erwendung der durch allmälige 

- Br unb — chuldcapitals erſparten Zinſen, wegen Verjährung der 
Hin der 8893 des Verfahrens behufs der Tilgung finden die Beſtim⸗ 
Sender SS 3 und 5 des Gejebes dem 23. März 1852, Geſepſammlun 
2 75, Anwendung. — Dem Staate bleibt das Recht vorbehalten, den nach 
eee eee au 8 Tilgungsfonds, welcher 5 
en darf, zu verſtärken i | i⸗ 

T.... cn > mie Wer 

Die zur Verzin und Tilgung der Anleihe erforderli e⸗ 
träge ſind aus — Feen Staatseinkünften an die Staatsſchulden⸗Til⸗ 
gungskaſſe abzuführen. £ g ? 5 
g. v. Dechend: Es lag mir daran, mit meinem Amendement die 
leere Ausgabe von Schatzſcheinen zu verhindern; daher kam die ungewöhn⸗ 
a Abe Eile, mit der ich daſſelbe einbrachte. Die Beſorgniß, daß mit dieſer 
0 maß gabe von Schaßzſcheinen fortgefahren werden würde, liegt nun jetzt nicht 
zieht vor, die Staats⸗Regierung hat dieſe Abſicht vorläufig aufgegeben, und 
zmit iſt der Hauptzweck meines Amendements erreicht. Ich halte jedoch 
nahtsdeſteweniger daſſelbe aufrecht, um auch für die Zukunft derartigen Maß⸗ 
eubmen vorzubeugen, weil ich überhaupt die Ausgabe von Schatzſcheinen mit 
al ſoliden Finanz⸗Verwaltung für unvereinbar halte. Ich verhehle mir 
tens weges die geringe Ausſicht, die mein Amendement auf Annahme Eei: 
wir des Hauſes hat, ich wünſche aber, daß man in ſpäteren Zeiten, wenn 
Hauſeicklich in dieſen Weg einlenken, nicht ſage, es habe Niemand in dieſem 
macht auf die Gefahren, denen wir damit entgegengehen, aufmerkſam ge 
w en Es iſt immer ein Grundſatz der preußiſchen Finanz⸗Verwaltung ge 
trag kein Zahlungs⸗Verſprechen zu übernehmen, ohne auch dafür Sorge zu 
ſpreche daß das Verſprechen thätlich eingelöſt wird. Dieſem Grundſatze ent⸗ 
amor d find alle unſere bisherigen Anleihen aufgenommen, verwaltet und 
bat net worden, jeder daraus möglicher Weiſe erwachſenden Verlegenheit 
noch a im Voraus vorgebeugt. Auch bei der Ausgabe der erſten, jetzt 
gega laufenden Schatzſcheine iſt von dieſem Grundſatke weſentlich nicht ab: 


dur ypen Die Staats⸗Regierung erklärte damals, als fie die Genehmigung 
aus eusgabe dieſer Schatzſcheine nachſuchte, es wäre nicht ihre Abſicht, dar⸗ 
erwarte ſeſte Maßregel zu machen. Die Schatzſcheine ſollten aus den zu 
far aun den außerordentlichen Einnahmen gedeckt werden, und da die Aus: 
landes ſolche Extraordinarien in der That damals vorlag, ſo konnte die 
ſätzen dertretung darauf eingehen, ohne den alten preußiſchen Finanzgrund⸗ 
Maßreantren zu werden. Gegenwärtig iſt aber von einer vorübergehenden 
der ſchdel nicht die Rede; die Abſicht geht augenſcheinlich dahin, das Syſtem 


babe, Mebenpen Schuld dauernd in unſer Finanz⸗Spſtem aufzunehmen. Wir 

Staats ugenblicklich keine Ausſicht auf außerordentliche Einnahmen; giebt die 

Bewuß gierung daher neue Schatzſcheine aus, fo thut fie das in dem klaren 

gleicher bein, daß ſie dieſelben nicht baar, ſondern mit neuen Schuldſcheinen 
Es ie einlesen will a wis, 

Gleiche t mir unbegreiflich, wie die Staatsregierung, die einen Credit ohne 

die a 5 beſizt, die jede Summe unter ne er bekommen kann, um 

mittels „anderen Regierungen fie beneiden; dazu kommt, ſich dieſes Hilfs⸗ 

u bedie edrängter und übermäßige Geldanſprüche machender Regierungen 

ie ein nen, warum die Staatsregierung das jedes Jahr erbitten will, was 

üben fir alle Mal bekommen kann, wenn fie, treu ihren bisherigen“ Grund⸗ 

\ Ede zur hört an das Haus träte und eine feſte Anleihe forderte. Die Mo⸗ 

daß das G. ſerungsforderung enthalten weiter nichts als die Bemerkung, 

man desh eld zur Einlöſung der Schatzſcheine nicht vorhanden ſei und daß 

alb neue ausgeben müſſe. Daß dieſe Schatzſcheine ſehr leicht und 

kann irg dW hebracht werden, darüber bin ich gar nicht zweifelhaft. Aber 


Geldma emand die Garantie dafür übernehmen, daß die Geſtalt des 
für eine lan immer eine jo günftige ſein wird? Und ſelbſt wenn der eu 
Schabichein, de Reihe von Fahren uns gardntirt wird, ſobald der Staat 


marktes umterwogel bleibt er fortwährend allen Flultationen des Geld⸗ 
hinzuweiſen fon en. Uns auf England und Frankreich in dieſer Beziehung 
ebt ſchon Ian. man doch beſſer bleiben laſſen. Die engliſche Regierung 
ollen wir diese damit um, die Schatzſcheine ganz wechallen zu laſſen. 
Errungenſchaft e weggeworſene Waare aufnehmen und fie als eine beſondere 
ein . e war ae Und nun gar Frankreich! Könnte uns irgend 
Beiſpi. Frankrei 0 halten, uns auf dieſen Weg einzulaſſen, als gerade das 
eringe Summen de Meine Herren! Gerade weil es ſich jetzt nur um die 
mſtände in eine n ae Millionen handelt, die ſehr leicht und ohne alle 
empfehle ich Ibnen feste nleihe verwandelt werden können, grade deshalb 
den Schuld aus unſ ringend, nicht zu zögern und das Syſtem der ſchweben⸗ 
ſchwebende Schuld erer Finanzverwaltung zu ſtreichen. Belauft ſich dieſe 
"möglich, von dieſem S5 öͤher, dann iſt es ohne große Koßten nicht mehr 
inamzberwaltun wi pſteme ſvieder urückzugehen. Ich fürchte, in unſexrer 
trag ein 0 man fich nicht entſchließen können auf meinen An⸗ 
auriidbalten könn ei auch dieſer Umſtand hat mich von demſelben nicht 
zeugung mäß it del gutem Gewiſſen gethan, was meiner Ueber⸗ 
er N 
wenn er uber zan mler: Man kann dem Herrn Vorredner beiſtimmen, 


a a 
. 


reslauer 


genannt werden 


nehme keinen Anſtand, das zu thun; daraus wird aber nicht folgen, daß die 
Aan wee in einer Weiſe abet wird, die nicht mehr eine ſolide 

ann, daß fie einer Ermahnung bedürfe, feft Wee an dem 
alten preußiſchen Syſteme, daß ihr Ruf unter dem jetzt dee gten Syſteme 
leide. Im Gegentheil, der Ruf der preußiſchen inanzverwaltung iſt zu 
keiner Zeit beſſer geweſen, als es jetzt der Fall iſt. Es wird dem Hauſe 
erinnerlic fein, daß in dem vorjährigen Ereßitgeſetze ausdrücklich feſtgeſetzt 
war, daß in dem nächſten Etatgeſetz darüber Beſtimmungen getroffen werden 
ſollten, in welchem Betrage neue Schatzanweiſungen ausgegeben werden ſollten. 
Als der Etat aufgeſtellt wurde, hoffteich, daßein Theil derſelben mit den Ueber⸗ 
ſchüſſen des verfloſſenen Jahres würde gedeckt werden können und der Reſt 
durch die Ueberſchüſſe des nächſten, dieſes Jahres. Dieſe Erwartung kann 
ich allerdings nicht feſthalten, ſo weit jetzt die Ergebniſſe des Vorjahres vor⸗ 
Segen, 125 man hat deshalb keinen anderen Ausweg, als die Genehmigung 
er Vorlage. 


Abg. Tweſten: Mit dem era ah zum Etatgeſetz eingebrachten Para⸗ 
graphen können wir ſowohl materiell wie formell zufrieden fein, Es wird 
aber durchaus nöthig ſein, um nicht in jedem achte eine ähnliche Aushilfe 
erforderlich zu machen, ein regelmäßiges Verfahren herzuſtellen, welches 
der Verfaſſung und dem Sinne des Indemnitstsgeſetzes entſpricht, und das 
wird, wenn die Regierung ſich auf eine Verlegung des Etatsjahres nicht ein⸗ 
laſſen will, allein darin felt Önnen, daß der Reichstag immer ſchon im 
Frühjahre ſein Budget feſtſtellt und daß dann der preußiſche Landtag ſpä⸗ 
teſtens Anfang October zu demſelben Zwecke einberufen wird. Ich erlaube 
mir ſodann einige Bemerkungen, über die Ziffern des diesjährigen Budgets 
zu machen. Daſſelbe iſt nun feſtgeſtellt in Einnahme und Ausgabe auf 
ca. 159 Millionen. In dieſer Summe iſt keineswegs das ganze Budget des 
preußiſchen Staates enthalten, Denn in dem Budget des norddeutſchen 
Bundes — im Betrage von 94,705,000 Thlr. — fallen auf den preußiſchen 
Staat 80,454,000 Thlr. während in unſerem Budget als Beiträge für den 
Bund nur 16,910,000 Thlr. aufgeführt ſind. Es müſſen alſo zu der obigen 
Summe, mit der unſer Etat abſchließt, noch 638,544,000 Thlr. zugeſetzt wer: 
den, jo. daß unſer Budget im Ganzen alſo 223,400,000 Thlr, beträgt. Eine 
Vergleichung dieſer Ziffer mit der der 1 iſt mir nicht moͤglich ge⸗ 
weſen, da 10 mir > die neuen Landestheile eine genauen Daten verſchaffen 
konnte. Dagegen kann ich einige vergleichende Zahlen des Budgets der alten 
Landestheile für 1867 nennen. Der Etat für 1867 ſchloß ab mit 167% Mil⸗ 
lionen; darunter befand ſich jedoch ein außerordentlicher Poſten von 44 Mill. 
als Zuſchuß zur Marineverwaltung, die ordentlichen Einnahmen betrugen 
nur 164% Milionen. 5 5 ü 
Davon find. nun auf den Bund übergegangen: die indirecten Steuern, 
die Einnahmen des Salzmonopols, der Poſt und Telegraphenverwaltung 
und die eigenen Einnahmen der Militärverwaltung mit einer Summe von 
circa 48% Millionen. Dies abgezogen von der ganzen Einnahme des Jah⸗ 
res 1867 bleiben faſt 116 Millionen. Dieſe Summe erhöht ſich nach der 
Veranſchlagung des gegenwärtigen Etats auf 122 Millionen, alſo auf über 
6 Millionen mehr als im Vorjahre. Unter dieſer Summe befindet ſich eine 
Poſition von 1,800,000 Thlr., die nicht als bed b Einnahme betrachtet 
werden kann, der Erlös aus den Beſtänden der Salzverwaltung; dieſe 
Summe abgezogen, ergiebt eine Mehrveranſchlagung der ordentlichen Ein⸗ 
nahme gegen das Vorfahr von fait 4½ Millionen. — Die Ausgaben find 
im Ganzen dieſelben . wie in früheren Jahren, nur zwei erhebliche 
1 ſind als Mehrausgaben zu nennen, das iſt die Erhöhung der 
Krondotation um 1 Million und dann die Mehrausgabe für die Staats: 
ſchulden der alten Landestheile im Betrage von 2,800,000 Thlr. Wir haben 
alſo für die alten Landestheile im Ganzen eine De rausgabe von 3,800,000 
Thlr., A" zur die vorhin von mir bezeichneten 1 
men ge werden. ir ‚abe: t ung ber, Einnahme: 
oſitionen in dieſem Hahne weniger ore begeben 25 Nein, als früher. 
er Ueberſchuß der Einnahmen aus den 7500 Wir de und Salzwerken iſt 


in dieſem Jahre wie im vorigen auf 4,241 2 ehe: das find 
324,000 Thlr. mehr, als die wirkliche Annahme des 1 00 866 betrug. 
Bei den Staats⸗Eiſenbahnen iſt der Ueberſchuß auf 1,754,000 Thlr. höher 


veranſchlagt, als im Etat für 1867; bei den Forſten findet ſtatt eine Mehr⸗ 
veranſchlagung von 234,000 Thlr., bei der Bank iſt eine ſehr hohe Einnahme 
ausgeworfen, die ſchwerlich erreicht werden wird, die Stempelſteuer in Schles⸗ 
wig⸗Holſtein, Naſſau, Heilen it um ½ Million höher veranſchlagt, als fie 
nach dem Einwohnerverhältniß ergeben wird. 35 \ 

Die directen Steuern werden in Oſtpreußen jedenfalls weit hinter dem 
Voranſchlage zurückbleiben. Alle dieſe höheren Veranſchlagungen berechnen 
ſich zuſammen auf circa 5 Millionen, deren Eingang fraglich ſein dürfte, 


und wenn ich dazu rechne, daß die Einnahme der Salzverwaltung nur als 


eine außerordentliche betrachtet werden darf, ſo ergiebt ſich, daß wir uns 
im gegenwärtigen Etat bei den ordentlichen Einnahmen der 


Erwartung eines moglichen Deficits pon etwa 7 Millionen 
nicht verſchließen können. (Hört! Hört!) Und das um fo mehr, als 


die Regierung ſelbſt erklärt hat, Ueberſchüſſe ſeien in dieſem I 
nicht zu erwarten. Wir müſſen uns alſo dieſe Möglichkeit des 
gegenwärtig halten. 5 . ; 
Zu dieſer Warnung veranlaßt mich aber namentlich die Rückſicht auf 
unſere Staatsſchulden. Ende 1866 beliefen ſich dieſelben auf 258,779,000 Thlr. 
Seitdem ſind bewilligt worden im vorigen Jahre die Kriegs⸗Anleihe von 
60 Millionen, von der 40 Millionen realiſirt ſind, eine Eiſenbahn⸗Anleihe 


e durchaus 
eficits wohl 


von 40 Millionen, von der 12 Millionen realiſirt find, außerdem eine An⸗ 


leihe von 3 Millionen für den Fürſten von Thurn und Taxis, welche reali⸗ 
ſirt iſt. Im Ganzen ſind alſo realiſirt worden 55 Millionen. Dazu haben 
wir in dieſem Jahre bereits bewilligt eine neue Eiſenbahn⸗Anleihe von 
10 Millionen, und die Staatsregierang verlangt noch eine weitere von 
5 Millionen. Seit 1866 hat ſich, abgeſehen von den Schulden der neuen 
Landestheile, unfere Staatsſchuld vermehrt auf 365,143,000 Thaler. Dazu 
kommen die Schulden der neuen Landestheile mit 100,505,000 Thlr., macht 
7 — 465,648,000 Thlr., und rechnet man endlich noch die unverzins⸗ 
liche Schuld dazu, welche ungefähr 20 Millioneu beträgt, ſo beläuft ſich die 
Höhe unſerer geſammten Staatsſchulden auf 486,125,000 Thlr. (Hört! Hört!) 
ch möchte aber auch nicht als Einer erſcheinen, der in Schwarz malt, 
und möchte deshalb dem die hohen Activa des preußiſchen Staates entgegen: 
ſtellen. Der Herr Minifterpräfivent hat das Actippermögen Hannovers aller⸗ 
dings bedeutend überſchätzt; er ſprach von 300 bis 400 Millionen; wenn ich 
die Nettoerträge der Eiſenbahnen, Domänen u: j. w. mit 5 Procent capi⸗ 
talifire, fo ergiebt ſich ein Vermögen Lon 88,480,000 Thlr.; dazu kommt der 
Domanial⸗Ablöſungsfonds mit 20 Millionen, das ergiebt im Ganzen für 
Hannover ein Activvermögen von 108,480, Thlr. Für die alten Landes⸗ 
theile ergiebt ſich nach demſelben 0 Rasa 2900000 von 528 
Millionen, für Kurheſſen 33,540,000 Thlr., für Naſſau 29,000,000 Thlr., für 
Schleswig⸗Holſtein 7,280,900 Thlr, Das nutzbare Activvermögen ſämmtlicher 
Landestheile des preußiſchen Staates beläuft ſich demnach auf 706,300,000 
Thlr, Unſere Schulden im Betrage von 486,1 n Ile; davon 5 en, 
behalten wir noch immer einen Ueberſchuß an Vermögen von 220,175, 
Thlen., und wir können mit Fug, und Recht jagen: Wir find reich. > 
Wir wirthſchaften augenblicklich aber unzweifelhaft mit einem Deficit, 
das ſind die 10 Millionen, die die Staatsregierung durch Schatzanweiſungen 
decken will. Ich halte aber, im Gegenſatz zu Herrn v. Dechend, dieſe Ope⸗ 
ration für einen Vortheil der Staatsverwaltung, denn durch eine ſolche 
Schuld wird immer der Gedanke wach gehalten: wir wirthſchaften mit einem 
Deficit. Wenn das Publikum ſich an die Schatzanweiſungen erſt gewöhnt 
hat, dann wird deren Ausgabe auch in Kriegszeiten keine Gefahr haben, 
dann wird es durch eine ſolche Operation auch in Kriegszeiten gelingen, 
unter billigeren Bedingungen Geld zu erlangen. Gerade in dieſer Bezie⸗ 
hung hat England uns ein Beiſpiel gegeben, indem es während der Pride 
am Anfange dieſes Jahrhunderts fortwährend große Summen ſich auf dieſe 
Weiſe flüſſig machte. Ich verkenne die mit der Ausgabe von Schatzanwei⸗ 
ſungen verknüpfte Gefahr nicht, aber die Gefahr iſt keine größere, als die 
bei der Ausgabe von Banknoten, denen nur zum dritten Theile der Baar⸗ 
vorrath entſpricht. Die Schatzſcheine find eine Art Wechſel, die aber voll⸗ 
kommen geſtattet find, ſobald man nur die Vorſicht anwendet, — nicht über: 
mäßig anſchwellen zu laſſen. Wir machten uns im vorigen Jahre darauf 
eſaßt, daß die Staatsregierung bis zu einer Summe don 30 Millionen 


Bedenkliche einer ſchwebenden Schuld ſpricht, und ich! Schatzanweiſungen ausgeben würde, um ſo mehr können wir mit einem ſo 
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Gröebition: Herrenſtraß Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Pofl- 

Anſtalten Beſtellungen Zeitung, welche Montag 
einmal, an 3 Tat zwelmal e 


Dinstag, den 11. Februar 1868. 


eringen B von 10 Millionen u Hg Kin haben aber auch keine 
eranla elbſt dieſe zu hindern. Ei hr für un i t 
2 — E 


Abg. Dr. Virchow: Mit nicht geringem Erſtaunen iſt man im Lande 
ji einigen Jahren der ile gefolgt, welche in einzelnen Regierungs⸗ 
reiſen über merſchöpflic ur der a der preußiſchen Nation 
gen df einer Auffaffung, die ihren Ausdruck in den bekannten Worten des 

enerals d. Manteuffel gefunden hat: „Wir haben Wan e, viel Geld.“ 
Heiterkeit.) Di faſſung zieht durch eine ganze Reihe von Ver⸗ 
andlungen der e zum Theil ihren Abi gefunden haben 
in Beſchlüſſen dieſes ho es, zu denen ſich ein Theil der Mitglieder 
war mit einem 


re, die dieſe 


aber doch aus 10 politiſchen 
0 
ajorität des 


ü haben einſchlagen ſehen, weil 
10 der Regierung ſich dort ebenſowenig kümmert um die Finanzver⸗ 
hältniſſe des Landes, wie es bei uns zu geschehen ſcheint. — Wir haben in 
den letzten Tagen allerdings allerhand conſtitutionelle Anwandlungen bei 
einem Theil unſeres Miniſteriums zu ſehen Gelegenheit gehabt (Heiterkeit); 
ich würde es aber für eine wirkliche conftitutionelle Anwandlung halten kön⸗ 
nen, wenn bei dieſer Berathung das gene Staatsminifterium auf feinem 
Platze im Haufe ſich befände. (Ruf: Sehr wahr! Am Miniſtertiſch find 
vom Miniſterium b. d. Heydt und v. Selchow anweſend.) Denn es iſt doch 
wohl werde Miniſter ſich ein Urtheil bilden über die Geſammt⸗ 

eit der Staatseinnahmen und der Finanzverhältniſſe des Staates (Ruf: 

ehr wahr!); da nur ſo eine gerechte Bertheilun der Ausgaben und Eins 
nahmen in den einzelnen Etatszweigen und eine ſparſame Verwaltung mögs 


lich iſt. 

Der Herr Minifterpräi hat neulich bei den Verhandlungen über die 
Entſchädigung der Depoſſedirten dem Hauſe gewiſſermaßen einen Vorwurf 
darüber gemacht, daß es nach der Budgetberathung einen anderen Stand⸗ 
punkt eingenommen habe, als vorher. — Bei mir trifft das allerdings 
nicht zu; wenn es aber wahr fein ſollte, jo acht doch daraus nur hervor, 
wie außerordentlich nützlich es iſt, ſolchen Budget ungen regelmäßig bei⸗ 
uwohnen und ſich dadurch Kenntniß von der Finanzlage des Landes zu ver⸗ 
haften. Auf: Sehr wahr) Denn wir können doch wohl nicht annehmen, 
daß der Herr Minifterpräjident gemeint hat, daß das Haus an Einſicht ab 
genommen habe durch die Budgetberathung (Heiterkeit), ſondern daß im Ger 
entheil feine Kenntniſſe ſich dadurch erhöht haben und eine vorſichtigere 
Veurtheilung der Regierungsvorlage eingetreten ſei. — In England wäre 
es unerhört, wenn an einer ſolchen Berathung nur der Finanzminiſter Theil 
nähme, außer welchem wir hier nur noch das Miniſterium vertreten ſehen, 
das von 5 8 hi das größte parlamentariſche Intereſſe an den Tag 

ei 


} ‚ges 
legt hat (Heiter 


t), mehr aber aus perſönlicher Neigung, als aus der Nei⸗ 
gung des Geſammtminiſteriums. Hieraus allein iſt es denn auch nur zu 
erklären, daß der Herr Miniſterpräſident neulich behaupten konnte, wir hätten 
40 Millionen für Oſtpreußen bewilligt, wovon doch bekanntlich gar nicht die 
Rede war. (Heiterkeit) — Um e Jah jetzige Finanzlage zu charakteriſiren, 
will ich nur ein Paar ſchlagende Zahlen hervorheben. ie Geſammt⸗ 
Einnahme des Jahres 1 betrug 168,929,873 Thlr.; 11,692,000 Thlr. 
mehr als für 1866. Dieſe Zunahme gegen das Vorjahr war unerhört in 
der ganzen Finanzgeſchichte Preußens. Sr 1868 find allerdings die Vers 
hältniſſe ſchwieriger zu beurtheilen, in Folge der Veränderung en, die durch 
15 uh de aft des norddeutſchen Bundes im preußiſchen Budget her⸗ 

eig 5 

Nach dem Anſchlage der Regierung ſelbſt be jedoch die Einnahme, 
die noch auf dem preukiiigen udget Nel, 122,530 039 Thaler, an den 
norddeutſchen Rn die Einnahmen 62,173,346 Thaler, macht 
znſammen 184,203,65 er; dies iſt gegen das Vorjahr eine Zunahr 
von etwa 15 Millionen Thalern, jedenfalls ein ganz koloſſal ſchne 2 
wachſen. — Der Reſt der Einnahmen, der nach der Abſetzung der auf den 
norddeutſchen Bund übergehenden noch auf dem preußiſchen Etat bleibt, iſt 

rößer als die Geſammt⸗Einnahme des Jahres 1857, welche nur 120,242,312 
Thaler betrug (Hört! hört!), und feit dem Jahre 1850 it mehr als eine voll: 
ſtändige Verdoppelung der Einnahmen eingetreten. Dieſe Zunahme steht in 
gar keinem Verhältniſſe mit dem Anwachſen der Bevölkerung in unſerem 
doch bekanntlich nicht nu reichen und von Natur nicht beſonders bes 
günſtigten Lande. Wenn das ſo fortgehen ſoll, jo wird uns die Regierung 
in gar nicht langer Zeit in die allergrößte Finanzealgmität hineintreiben 
Gh; Sehr W Ich halte mich deshalb für verpflichtet, dringend zu 
warnen, daß das Haus und die Regierung neben der enormen Steigerung 
der unmittelbaren Stgats⸗Einnahmen und Ausgaben auch noch in dem 
koloſſalen Maße des Schuldenmachens ee wie man es jetzt angefan⸗ 
gen hat. Sonſt wird man in allernächſter Zeit dahin kommen, wohin ein⸗ 

elne unſerex Nachbarſtaaten ſchon gekommen find. (Ruf links: Sehr wahr! 
Bie rechte Seite des Hauſes iſt 15 gänzlich leer, die wenigen Zurückgeblie⸗ 
benen, etwa zehn Mann, ergehen ſich während der ganzen Rede in ziemlich 
lauten Privatunterhaltungen; nur hin und wieder rufen fie: „zur Sache“ 
dazwischen.) — Bei der gerechten Vertheilung der Ausgaben iſt ganz beſon⸗ 
ders der Militär⸗Etat zu beachten. Derſelbe iſt allerdings der Beſchluß⸗ 
faſſung dieſes Hauſes jetzt entzogen, aber deshalb werden wir doch wohl dar⸗ 
über ſprechen dürfen. Man wird doch wohl dem preußiſchen Abgeordneten⸗ 
hauſe wenigſtens ſo viel zugeſtehen, daß es ſich im Wege der Petition an 
den Hohen Reichstag (große Heiterkeit) oder an das Allerhöchſte Zollparla⸗ 
ment (Heiterkeit) wenden und um Entlaſtung bitten darf. 

So hoch von der einen Seite die 1 ſein maß über die politiſche 
Stellung Preußens und wie auch immer die Auffaſſung der leitenden Staats⸗ 
männer iſt über die Wege hierzu, davon wird allmälig die Majorität dieſes 
Kaul durchdrungen werden müſſen, daß es auf dieſem Wege auf die 
Dauer nicht geht. a Im Laufe des Jahres werden neue Anfor⸗ 
derungen | den Militär⸗Etat entſtehen und die Matrikularbeiträge erhöht 
werden. Auch der Hohe Reichstag wird ſich deshalb wohl daran erinnern 
müſſen, daß der preußiſche Etat San hoch genug belaftet ift, und daß das 
Volk neue Auflagen nicht gut mehr wird ertragen können. Unſer Volk 
muß ſchon ſehr ſchwer arbeiten, um dasjenige we der ae zu dafs 
fen, das der gegenwartige Etat nachweiſt; ich beſchwöre deshalb dringen 
alle Mitglieder der Majoritat dieſes Ude und des Reichstags, nicht noch 
eine Steigerung der Laſten N führen. — Ich muß mich hier gegen den 
Vorwurf verwahren, der uns neulich gemacht worden iſt, daß es Erbitterung 
erzeuge, wenn wir Vergleiche anftellen zwiſchen der 12 7 fähigkeit der 
alten und neuen Provinzen. — Das preußiſche Volk iſt ſeit langen Jahren 
darauf vertröſtet worden, daß nach einer beſſern Geſtaltung der deutſchen 
Verhältniſſe eine Entlastung an Steuern und an Aufwänden für den Militär⸗ 
Etat eintreten würde. Da wird man es uns doch jetzt, wo eine Aenderung 
der deutſchen Verhäͤltniſſe eingetreten iſt, nicht verdenken, wenn wir jetzt die 

rage aufwerfen: „Was iſt denn aus dieſer Entlaſtung geworden?“ (Bei⸗ 
all.) Und wenn wir ſtatt eine Erleichterung zu fühlen, noch für die neuen 
Provinzen mit zahlen müſſen, fo werden Sie uns doch ein kleines Wort 
der Klage nicht verdenken, und Sie find nicht berechtigt, uns einen Vorwurf 
daraus zu machen wenn wir uns darüber beſchweren, daß wir zu den bis⸗ 
herigen Laſten noch neue Laſten tragen ſollen, um die Mindereinnahmen der 
neuen Provinzen aus unſeren lieberſchu en zu decken (Sehr wahr!), während 
wir hofften, daß unſere Ueberſchüſſe dazu benutzt werden würden, um eine 
Erleichterung an der Steuerlaſt herbeizuführen. . 

„Den Gedanken, daß das preußiſche Volk überlaſtet war und dieſe Laſten 
Aa» 7 — tragen könne, hat der Herr Minſſterpräſident ſelbſt früher ein⸗ 
mal in der Bubgetcommiljien ausgeſprochen. Wir wünſchen nun, daß dieſer 
richtige Gedanke nicht verloren gehe, daß wir uns nicht blos für eine gl 
Politik des Ruhmes engagiren, ohne zu fragen nach den finanziellen Re 
taten. Es handelt ſich hierbei niet um ein Feilſchen um Thaler und Groſchen, 
ſondern um einen wichtigen Geſichtspunkk, ob die Ueberſchuſſe verwandt 
werden ſollen zu anderen Zwecken, als zur Erleichterun der Laſten und zu 
den Zwecken der Selbſtverwalltug, Grade in dieſer Rückſicht nachzu⸗ 
denken giebt der Stat c weſentliche Veranlaſſung. Seit einer 15 von 
Jahren Sat der Sr 9 ße i auf die Gemeinden, Kreiſe und Provin⸗ 
zen übertragen. Ich will hier nicht unterſuchen, ob dies gut iſt oder nicht; 


„ 


Gendarmeriecorps ſoll ein ge 


f re in jeinen 


ſation der Gendarmerie, ſondern mit der Organiſation der Gemein⸗ 
den auf dem 
Organiſation der 


riſchen Lebens fü 


- n 
1 5 abtreten kann, an 


großer Mange 


und würdigeren Politik entſchließt und Schritte thut, um auch 
herbeizuführen. (Le 


bedeutende 


ae eg gemacht hat, daß 4,483,000 
Auf 


al = ö n Er 
aber die nothwendige Folge wäre doch, daß hierdurch eine entſprechende 
Entlaſtung der . für den Staat einträte. Die Sache geht doch 
nicht ſo, daß wir immermehr Einnahmen an den norddeutſchen Bund ab⸗ 
wälzen und Ausgaben den Gemeinden, Kreiſen und Provinzen auferlegen, 
daneben aber der Staatshaushalts⸗Etat nicht etwa blos in ae bisherigen 
Höhe Di bleibt, ſondern ſo wächſt, daß er ſich in 17 Jahren verdoppelt? 
— Die Selbstverwaltung iſt nur ausführbar, wenn der Staat in gewiſſem 
Maße auf Einnahmen zu Gunſten der Gemeinden ꝛc. verzichtet. Der Abg. 
Braun, den ich zu meinem Bedauern nicht auf ſeinem Platze ehe, hat uns 
eine Mitwirkung dafür in Ausſicht geſtellt, durch die Ueberweiſung der Ge⸗ 
äude⸗ und Grundſteuer an die Communen die Selbstverwaltung herbei⸗ 


zuführen. ; e 
: 255 Abg. Braun e wird 0 populär wrrden (Heiter⸗ 
keit), wenn es ihm gelingt, mit dem großen Ein uß, den er auf die Staats⸗ 
verwaltung beißt (Heiter eit), irgend etwas für die Verwirklichung dieſes 
weckes zu thun. Wir würden es natürlich mit Freude begrüßen; ob die 
taatsregierung jedoch darauf eingehen wird, vermag ich, der ich den Regie⸗ 
. allzufern ſtehe, nicht u en t eiterkeit.) zenn man 
aber wirklich Selbitverwaltung will, jo darf man dies nicht mit einem Be⸗ 
ſchluſſe anfangen, wie man ion jetzt für Hannover gefaßt hat, daß man einer 
einzelnen Provinz aus dem Staatsſäckel eine Revenue zahlt — das iſt eine 
ſonderbare Wirthſchaft, — ſondern ſo, daß der Staat verzichtet auf gewiſſe 
weige der Einnahmen und ſie unmittelbar den Provinzen überweiſt. Die 
elbſtverwaltung ſoll keine bloße Kaſſenverwaltung alt ſondern eine ge⸗ 
wiſſe Freiheit der Entschließungen — natürlich innerhalb gewiſſer Gee 
Grenzen — je nach den Bedürfniſſen der Provinzen, Kreise und Gemeinden 
mit ſich bringen: — Wenn man nun neulich auf der Tribüne lach hat: 
„Wir haben ja ſchon Sellſtverwaltung“, jo it das ein ſonderbarer Stand: 
punkt, wenn man dabei ſieht, wie bei jeder Gelegenheit und bei jedem klei⸗ 
nenz Punkte die Gemeinden, Kreiſe ꝛc. auf den Widerſpruch der Regierung 
ſtoßen, zu Entſchlüſſen gezwungen oder daran gehindert und gefeſſelt werden. 
— So ſind die Gemeinden bei uns verpflichtet, für die Schulen zu ſorgen. 
Was haben ſie dabei zu thun? — Geld zu geben, weiter nichts (Beifall.) 
Sie müſſen auf ihre Koſten Schulen bauen; die Pläne dazu werden ihnen 


vorgeſchrieben; die Lehrer werden ihnen octroyirt, der Lehrplan von der 


(Hört! Hört!) Iſt das Selbstverwaltung? 


Aufſichtsbehörde vorgeſchrieben. 
i Fragen, wie bei den Wegebauten u. ſ. w. — 


Aehnlich iſt es in anderen 


Die Selbſtverwaltung a man übrigens in Ländern, wo fie durchgeführt 
iſt, wie in England, ni 


t ſo angefangen, wie es der Herr Miniſterpräſident 
der Herren aus den neuen Provinzen und einzelner an⸗ 


mit Zuſtimmung ar 
rincip 


derer auseinandergeſetzt hat, nicht von oben nach unten; das 


der engliſchen Selbſtverwaltung beruht auf der Gemeindefreiheit, (Beifall.) 


Das erſte Kriterium 1 ein Selfgouvernement iſt das, daß man die Gendarmen 
abſchafft. (Beifall links; Widerſpruch rechts.) In dieſem Augenblicke iſt 
für die Gendarmen eine ganz neue Organiſation geſchaffen worden: das 

hloffenes militäriſches Corps fein, das nicht 
dem Miniſter des Innern definitiv untergeordnet ift, ſondern einem andern 
Miniſter, der uns eigentlich gar nichts mehr an eht (Heiterkeit), dem Kriegs⸗ 
miniſter; durch die Beſtätigung eines ſolchen Militärſtaates ſchneidet man 
dem Selfgouvernement von vornherein die Wurzel ab. Die Engländer 


würden über ſolche Zuſtände lächeln. Der Gendarm iſt das ſichtbare Zeichen 
des Noſelfgouvernement 1 


Wenn es alſo wirklich wahr iſt, daß der 
Minister des Innern für Selbftverwaltung ſchwärmt (Heiterkeit), ſo hätte er 
i ußeſtunden nicht beſchäftigen ſollen mit der neuen Organi⸗ 
rincip der Freiheit. h n Beifall.) Auf die 
rovinzen kommt es jetzt noch nicht an, bei den Gemein⸗ 
den muß der Anfang gemacht werden, und ich kann mich mit der Anſicht 
nicht einverſtanden erklären, die der Abg. p. Bennigſen 12 einmal ausge⸗ 

rochen hat, indem er dieſes Haus zerſtückeln und dafür Provinzial⸗ 


p \ 
äuſer einführen möchte. g * 
Wenn der Reichstag alle die Rechte zur die dieſes Haus hat, dann 
e vertretung. So lange 


würde ich A verzichten auf die preußi 
0 en Zuſtand von Rechten be⸗ 


aber der Reichstag ſich noch in dem zwei 5 

findet, wie jetzt 0 timmung links) 5 lange die Praxis des parlamenta⸗ 

ei uns noch ſo wenig eingebürgert hat, wie bis jetzt, ſo 
fo lange müſſen 


lange der Militäretat noch als „Noli me langere“ daſteht, 


wir hier das noch feſthalten, was wir feſthalten i den Provinzial: 


änden überlaſſen die unſchädliche Sorge für Irren⸗ und Blinden⸗Anſtalten ıc., 
125 dürfen ſie aber nicht mit Rechten ausſtatten, die ſtüdweiſe diesem Hauſe 
entzogen werden. Das Haus hat deshalb die Verpflichtung, ſo lange es 
feine ganze Competenz an eine würdige, mindeſtens eben e Koͤrper⸗ 
allen ſeinen Rechten feſtzuhalten. Möge man den 
emeinden größere Freiheit geben; das wird die Wurde, die Rechte und die 
Stellung dieſes Hauſes nicht beeinträchtigen, aber ohne die Gemeindefreiheit 
habe ich 55 eine Provinzialſelbſtſtändigkeit mit Gensdarmen nicht das aller- 
mindeſte Verſtändniß (Beifall. — Es 1 worauf ich oben ſchon hingewieſen 
abe, eine der 1 0 des 1855 es, in der Finanzpolitik eine gerechtere 
ertheilung der Ausgaben herbeizuführen. Aus den vielen angenommenen 
Refolutionen geht hervor, daß in vielen Zweigen der Staatsverwaltung 
und Noth herrſcht, ich verweiſe nur auf die Subalternen, 
— Lehrer, die Richter ꝛc., an vielen Stellen muß die beſſernde Hand ange⸗ 
egt werden. h y 
1 Es iſt deshalb nöthig, daß wir der Regierung gegenüber conſtatiren, daß 
wir keineswegs heidenmäßig viel Geld haben, und daß wir von der Regie⸗ 
rung verlangen Sparſamkeit nicht nur im Militär⸗Ctat, ſondern auch mit 
Bezug auf die depoſſedirten Früſten und die noch nicht 1 (Hei: 
tertei) auf die Reichsunmittelbaren und Alles, was damit zuſammenhängt. 
(Heiterkeit.) Will die Regierung in ihrer Politik fortfahren, — und wir wer⸗ 
den ſie darin nicht hindern können — ſo muß ſie immer dabei die erforder⸗ 
liche Rücdſicht nehmen auf die allgemeine inanzlage: denn ich wünſche nicht, 
daß für uns das ironiſche Wort des franzöſiſchen Kriegsminiſters wahr werde: 
„die Nationen werden ſich hoffentlich durch die große Steuerüherbürdung 
überzeugen, daß dieſe großen Armeen 4 erhalten nicht moglich iſt.“ — Ich 
offe nicht, daß wir erſt die thatſächliche K chern machen, ehe wir uns 
iervon überzeugen, ſondern hoffe, daß die Regierung ſich zu A 
r unſer 
Volk die längſt deten Ven verdiente Entlaſtung moͤglichſt bald 
after Bei 0 N 
Regierungs⸗Commiſſar Mölle: Der Herr Vorredner hat ſich über die 
teigerung der Einnahmen von 1867 zu 1868 nach dem vor⸗ 
liegenden Etat beklagt. Die Steigerung von 1867 gegen 1866 foll 11,000,000 
Thaler betragen haben; dabei iſt berieben worden, worauf der Herr Abg. 
lr. als extraordinärer 


uß für die Marine ſich darunter befinden, ſo daß ſich die wirkliche Mehr⸗ 


Auna 15 6½ Millionen beläuft und nach vos der Vetriebskoſten auf 
ungefähr 3 ° 
rung der 


illionen. Noch auffallender iſt 209 einer Anſicht die Steige⸗ 
Einnahmen von 1867 zu 1868. Dieſe ſoll 16 Millionen Thaler 
betragen; es wäre ſehr erwünſcht, wenn dieſe Steigerung wirklich vorhanden 

eweſen wäre, wenn der Herr Vorredner aber die Erläuterungen näher an⸗ 


ſieht, ſo wird er finden, daß unter den 63,000,000 Thlr., die auf den nord⸗ 
deuͤtſchen Bund zu berechnen find, wiederum jene 4 


. 2 N j . illionen als Zuſchuß 
für die Marine ſich befinden, die Steigerung iſt ‚aljo bei Weitem nicht jo 
och. Was den vorliegenden Etat überhaupt betrifft, jo iſt die Veranſchla⸗ 
ung der Einnahme nach denſelben Grundſätzen erfolgt, die bisher für die 
nanzverwaltung maßgebend geweſen ſind und ſich auch bewährt Dr 
Wenn Sie berückſichtigen, daß im Jahre 1866 ſich ein Netto⸗Ueberſchuß von 
8 Millionen ergeben hat, daß in den vorhergehenden Jahren ähnliche Ueber⸗ 
ſchüͤſſe e d ind, fo kann der Regierung nicht der Vorwur er, wer⸗ 
den, daß ſie die Einnahmen zu hoch 05 lagen hat. Es it ferner gejagt 


worden, daß die Zunahme der Staatsſchuld eine ungewöhnlich hohe ſei. Ja, 
m. H., die Staatsſchulden ſind unter x rer Zuziehung und mit Ihrer Ne. 
willigung gemacht worden, und ich glaube, das 
rung 15 eib erde und reiflich erwogen, ob die neuen Schulden dem Lande 
zum Vorthei gereichen; ich glaube bei der Bewilligung haben Sie die Ueber⸗ 
eugung gewonnen, daß es ſo iſt. Es iſt zu berügſichtigen, daß der größte 
Thel der Schulden 8 productiven ade verwendet werden ſoll, und daß 
1 Anlagen dem Staate be erhebliche Rente gewähren. Die Ein⸗ 
nahmen aus dieſen Anlagen haben ſich erheblich geſteigert und bilden einen 
erheblichen Theil der Mittel, mit denen andere Bedürfniſſe befriedigt werden. 
Abg. v. Cynern (gegen v. Dechend); Die Gefahr einer mäßigen ſchwe⸗ 
benden Schuld ift nicht ſo groß, wie man fie darzuſtellen ſucht, das beweiſt 
das Beiſpiel Englands und unſerer eigenen Geſchichte während der letzten 
ahre. Während die Anleihen im Courſe fanten, wurden 21 Millionen 
Naſſenanweiſungen und 10 Millionen Darlehnskaſſenſcheine gleich dem Silber 
in Zahlung genommen, ein Umſtand, der in dem Vertrauen zu der aner⸗ 
kannt ale aften Kaſſenverwaltung 7 5 iſt. r 
Die allgemeine Discuſſion wird geſchloſſen, die ſpecielle beginnt und 
$ 1 des Etatsgeſezes wird genehmigt. Zu § 2 nimmt Abg. v. Dechend 
noch einmal zu Gunſten ſeines Amendements das Wort, um verſchſedene 


hohe Haus und die Regie⸗ 


Einwendungen gegen denſelben elner Neis, und auf die a ade. p 


„bei einer ſtarken Schatz > 
ab: 


Lire u machen, der die Bank in einer Kriſis, bei einer ſta 
Circulation, ausgeſetzt ſein würde. Hätten wir im Kriegsjahre 1866 


—— 1 


gen: gehabt, jo hätte entweder die Staatsregierung die Mittel zu ihrer 

nlöͤſung ſchaffen müſſen, wozu 8 im Stande geweſen wäre oder, 
was der wahrſcheinlichere Fall iſt, die Bank hätte dieſe Verpflichtung erfüllen 
müſſen zum Nachtheil des Landes und der Intereſſen, welche die Bank in 
erſter Reihe zu vertreten hat. 3 

Abg. v. Henni & Die Schatzſcheine bilden keine ſchwebende Schuld. 
Durch die Kaſſenbeſtände der verſchiedenen Verwaltungszweige ſind die 15 
Millionen beinahe vollſtändig gedeckt, und außerdem iſt immer noch der 
Staatsſchatz zur Deckung vorhanden. Die Bedenken gegen unfundirte Pa⸗ 
piere ſind deshalb hier en 0 Ich ſehe in den Schatzſcheinen nur 
eine Verbeſſerung des Uebelſtandes, daß zu große Baarbeſtände in den 
en zinslos liegen bleiben. Wie man die Schatzſcheine niedriger 
als die Banknoten ſtellen kann, verſtehe ich nicht. Die letzteren ſind ohne 
Zweifel viel weniger ſicher als jene, da dieſelben zu einem Drittel Baar, 
u zwei Dritteln aber durch Wechſel gedeckt ſind, die trotz bankmäßiger Sicher⸗ 

eit bei dem Eintritt einer Kriſis unbezahlt bleiben können. 

Das Amendement v. Dechend wird in ſeinem erſten Paragraphen ab⸗ 
gelehnt (dafür die Frei⸗Conſervativen, Waldeck, v. Kirchmann, Duncker), 
der Reſt wird von dem Antragſteller zurückgezogen und die $$ 2—5 der 
Vorlage werden genehmigt. 

Bevor der Präſident über das Etatsgeſetz im Ganzen nach dem Vorgang 
der —— Vorberathung abſtimmen läßt, erklärt Abg. Dr. Waldeck, daß 
die Ausſetzung dieſer Abſtimmung wünſchenswerth ſei, wenigſtens ſei er noch 
nicht in der Lage, ſein Votum abzugeben, ſo lange die Ziffern noch nicht 
definitiv feſtgeſtellt ſeien, und das ſeien ſie nicht, jo lange das Geſetz über 
den hannbverſchen Provinzialfonds noch nicht feſtſtehe. 

Präſident v. Forckenbeck läßt ſich durch dieſe Einwendung nicht dazu 
beſtimmen von der Geſchäftsordnung abzuweichen und ſchreitet zur Abſtim⸗ 
mung: Das Etatsgeſetz im Ganzen wird (in der Vorberathung) mit großer 
Majorität genehmigt. Dagegen ſtimmen die Fortſchrittspartei, Rohden 
mit zwei Ni des Centrums. 

Um 2% Uhr wird die Sitzung vertagt. Der Präſident fragt das Haus, 
ob es ſeinen Antheil an der heute erfolgten Geburt eines Prinzen dem Kron⸗ 
prinzen von Preußen acki n wolle und erklärt ſich, da fein Widerſpruch 
erfolgt, einſtimmig ermächtigt, mit den beiden Präſidenten dieſen Antheil im 
Namen des Hauſes auszudrücken. 

No Sitzung Mittwoch 10 Uhr. T.⸗O.: Antrag Koſch zur Erweiterung 
des Nothſtandsgeſetzes, Antheil der Herzogthümer an der däniſchen Schuld, 
Petitionen u. ſ. w. — Vom Donnerstag ab bis zum Wochenſchluß ſoll die 
Schlußberathung des Etats erledigt werden. 


Berlin, 10. Febr. [Ihre Königl. die Frau Kronprinzeſ— 
fin] iſt heute früh um 3 Uhr zur Freude Sr. Majeſtät des Königs, 
Ihrer Majeſtät der Königin und des ganzen Königl. Hauſes im hieſi⸗ 
gen Kronprinzlichen Palais von einem Prinzen glücklich entbunden wor⸗ 
den. Dies erfreuliche Ereigniß wurde den hieſigen Einwohnern durch 
Löſung der üblichen Kanonenſchüſſe bekannt gemacht. Die Hohe Wöch⸗ 
nerin, ſowie der neugeborene Prinz befinden Sich in beſtem Wohlſein. 
7 - (Staats⸗Anz.) 

Kiel, 9. Febr. [Marine.] Nach den beim Ober⸗Commando 
der Marine eingegangenen Nachrichten iſt Se. Maj. Brige „Musquito“ 
am 8. d. in der Bay von Vigo angekommen, nachdem dieſelbe am 
5. Liſſabon verlaſſen. - 

Kiel, 10. Februar. [Die Pottdampfihiffverbindung] mit 
Kopenhagen wird am 13. d. wieder eröffnet. 

Hamburg, 10. Februar. [Der Dampfer „Öermania‘] 
iſt mit der amerikaniſchen Poſt aus New⸗Nork heute um 10 Uhr Vor: 
mittags in Cuxhaven eingetroffen. F 

Stuttgart, 10. Febr. [Wahlgeſetz für das Zollparlament.] 
Der „Staatsanzeiger für Würtemberg“ publicirt in einem Extrablatte 
das Wahlgeſetz für das Zollparlament, ſowie die dazu gehörigen Ver⸗ 


ordnungen über die Eintheilung der Wahlkreiſe und die Ernennung 
der Wahldirectoren. 
Meteorologiſche Beobachtungen. 
Der Barometerſtand bei 0 Grs. | Ba- Luft- Wind- 5 
in Pariſer Linien, die Tempera ⸗ P | 1 Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. Sta 

Breslau, 10. Febr. 10 U. Ab.] 333,00 2,2 W. 3. Bedeckt. 

11, Februar 6 U. Mrg.] 331,14 74,0 W. 4. Trübe. 


Breslau, 11. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 17 F. 5 Z. U.⸗P. 6 F. — 3. 
Eisſtand. 
5 D 


Telegraphiſche Depeſchen 
/ aus dem MWolff’ichen Telegraphen⸗Bureau. 

Dresden, 10. Febr. Das heutige „Dresdener Journal“ publicirt das 
Geſetz über die neue vierprocentige Anleihe von acht Millionen Thalern und 
beſtätigt, daß ſechs Millionen der vorjährigen fünfprocentigen Anleihe unbe⸗ 
geben geblieben ſind, ſowie daß die ſechsprocentigen Handdarlehne damit ein⸗ 
Poole und ſonſtige nothwendige Ausgaben davon beſtritten werden ſollen. 
Obgleich die Uebernahme der Albertsbahn ſeitens des Staates in dem Ge⸗ 
ſetze nicht ausdrücklich erwähnt wird, fo iſt doch als feſtſtehend anzunehmen, 
daß die erſten Schritte zur eitens der Regierung bereits ge⸗ 


ebernahme | 0 $ 
ſchehen find. Die Abſchaͤtzung des Bahnkorpers und des Betriebsmaterials. _ 


ſowie die Frage der Dotirung des Reſerpefonds ſtellen jedoch wegen der 
darüber obwaltenden Meinungsverſchiedenheiten längere Verhandlungen in 
Ausſicht, da auch die Dividendenrechnungen der letzten Jahre von der Ne: 
gierung beanſtandet ſein ſollen. f 

Florenz, 10. Febr. Für das Vice⸗Präſidium der Deputirtenkammer wer⸗ 

den nach einem geſtern gefaßten Beſchluſſe der Majorität Cordova und 
Berti aufgeſtellt werden. { 
Florenz, 10. Febr. Die Deputirtenkammer ſetzt die Berathung des Ma⸗ 
tine-Gtats fort. Bei Beginn der Sitzung machte der Präfident Mittheilung 
von der Antwort, welche der König der Beglückwünſchungs⸗Deputation er⸗ 
theilt hatte. Se. Majeſtät hatte das Vertrauen ausgeſprochen, daß ſeine 
und ſeiner Kinder Vaterlandsliebe und die traditionelle Hingebung ſeiner 
Dynaſtie für das Wohl Italiens ſich auf alle Nachkommen ſeiner Familie 
vererben werden. 

London, 10. Februar. Feuchtes Wetter. Der heute nach Rio de Ja⸗ 
zen ge Dampfer nimmt eine Baarfracht von 115,200 Pfd. Ster⸗ 
ing mit. 5 

Der Dampfer „Aleppo“ iſt aus Newyork in Queenſtown eingetroffen. 
Nn Chicago hat am 29. Januar eine Feuersbrunſt für 3 Millionen Dollars 

igenthum zerſtört. 3 

Belgrad, 10. Februar. Die Verhandlungen der Regierung mit einem 
engliſchen Conſortium über den Bau von Eiſenbahnen in Serbien find dem 
. nahe; die Regierung hat dem Conſortium bedeutende Conceſſionen 
gemacht. ai: 2 

Madrid, 10. Februar. Die Königin Chriſtine iſt hier einge⸗ 
troffen. — Nach hier eingegangenen Mittheilungen aus Kuba hat der 
Generalcapitän Lerſundi ein Verbot gegen die beabſichtigte Expedition 
nach Yukatan erlaſſen. Die Anhänger Santa Anna's daſelbſt ſind 
vollkommen entmuthigt. Der Baarbeſtand der Bank von Havanna iſt 
auf 8 Millionen erhöht worden. = - 

Trieſt, 9. Februar. Aus China find N Nachrichten eingegangen: 
Der außerordentliche ph und bevollmächtigte Miniſter der vereinigten 
Stagten Nordamerikas Burlingame iſt in Shanghai angekommen. — Die 
Berichte über die Nanfei⸗Rebellen lauten für die kaiſ. Truppen günſtig. — 
In Ningpo und Shanghai haben ſtarke Erdſtöße ſtattgefunden. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
» 4 8 Telegr. Bureau.) ih j 
Paris, 10. Febr., Nachm. 3 Uhr. Felt. Conſols von Mittags 1 Uhr 
waren 93% gemeldet. Schluß⸗Courſe: Iproc. Rente 68, 85. Italien. 
öproc. Rente 44, 30. Oeſterr. eee n⸗Actien 538, 75. Credit⸗ 
Mobil.⸗Actien 193, 75. Lombard. Eiſenbahn⸗Actien 367, 50. Oeſterreich. 
ena von 1865 pr. ept. 345, —. proc. Ver. St.⸗Anleihe pr. 1882 


(ungeſt.) 81. 

Bonbon, 10, Februar, Nachmitt. 4 Uhr. Schluß⸗Courſe: Conſols 
93%. Iproc. Spanier 3644. Italien. 5proc. Rente 44, Lombarden 14% 
Mericaner 16%. Sproc. Ruſſen 87%, Neue Ruſſen 86%. Silber angeboten 
ae 471105 Anleihe von 1865 32'%,. proc. Verein. Staaten⸗Anleihe 
r. ; 

London, 10. Febr. Bei der Shen 


ndigo⸗Auction waren Bengal or⸗ 
dinäre Sorten reichlich 9 D. bis 1 S 3 


adras ½ Sh. höher. 


3 —— r 


rt a. M., 10. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten 
Neſeer Nauen Anlehe 58. 


Realiſtrungen. Nach Schluß de 


Feſt bei viel achen 
0 1860er Looſe 71%. Staatsbaht 


255%. Beliebt, ſteigend. 2 
ien, 10. Febr. [Abend⸗Börſe.] Credit⸗Actien 188, 10. 1860er 
Looſe 82, 50. 1864er Looſe 80, 30. Staatsbahn 251, 30. Steuerfreie 2 


leihe —, —. Napoleonsd'or 9, 3 
Newyork, 10. Febr., Abends 6 Uhr. (Per atlantiſches Kabel.) We cl 
auf London 109%. Golvagio 42%. Bonds 111%, Illinois 137%. Erieb 
72%. Baumwolle 20%. Petroleum 24. Bonds von 1885 110. Bon 
von 1904 105. Mehl 10, 65. Baarverſchiffung 797,000. a 
Hamburg, 10. Februar, Nachm. 2 Uhr 30 Min. (Getreidemarkt. 
Locogetreide ſtille, aber behauptet. Weizen auf Termine feſt, Roggen 
Termine höher, Weizen per Februar 5400 Pfd. netto 177 Bancothaler Br 
176 Gld., per Febr.⸗März 177 Br., 176 Gld., per Frühjahr 176 Br., 175 
Gld. Roggen per Februar 5000 Pfd. Brutto 142 Br., 141 Gld., per 
Febr.⸗März 140 Br., 139 Gld., per Frühjahr 139 Br., 138% Gm. Hafef 
ruhig. Rab öl loco 22, per Mai 22%, per October 3%. Spirituf 
37%. Kaffee ſehr lebhaft, ungefähr 15,000 Sack Santos ſchwimmend ver“ 


4 
15,000 Ballen Umſaß⸗ 


kauft. Zink unbegehrt. 
Liverpool, 10. Februar, Mittags. Baumwolle: 
air Dhollerah 15 
6. Beng 


Guter Markt. New⸗Orleans 8%. Georgia 8 . 

Middling fair Dhollerah 7, Good middling Dholler 

Good fair Bengal 6%. Fine Bengal — New fair Domra 7%. Good ff 
Smyrna 6% Schwimm 

Schwimmende Mobile 87%, 


Domra 7½. Pernam 3%. Egyptian —. 
Orleans —. Savannah ſchwimmend —. 

Bremen, 10. Febr. Petroleum. Standard white, loco 5%, 

aris, 10. Febr., Nachmitt. Rüb bl pr. Febr. 92, 00, pr. Mai⸗Auguf⸗ 

91, 50, pr. September⸗December 91, 50. Mehl pr. Februar 91, 25, pr] 
März⸗April 90, 25. Spiritus pr. Februar 66, 50, 

London, Wan [Viehmarkt.] Sugefühet 3460 Stück Horn viel 
16,480 Schafe. Hornvieh geringe Qualität ſchlecht zu verkaufen, engliſch 
und fremde Zufuhren klein. Für Schafe gute Frage. Engliſche und fremde 


Zufuhren klein. , 
London, 10. Februar. Getreidemarkt. e Engliſ 


Weizen geringere Sorten 1% Sh. niedriger, fremder in Detailgeſchä 
meiſt 1 Sh. niedriger. Mahlgerſte ſehr feſt. In Hafer beſchränkter kk a 


3 bis 6 D. höher. Kaffeeladungen matt. 

Amſterdam, 10, Februar, Nachmitt. 4 Uhr 30 Min. Getreidem ar!!!“ 
(Schlußbericht). Weizen ſtill. Nee feſt, pr. März 314%, pro Ma 
321 ½, pr. Juni 314, pr. Juli 306. Raps pr. April 67%, pr, October 6% 
Rüböl pr. Mai 35, pr. November⸗Decbr. 37. 


Berliner Börse vom 10. Februar 1868. 


| Eisenbahn-Stamm-Aotieon“ 
Dividende pro 1865, 1868. 


Fonds und Geld-Course. 


Freiw. Staate-Anl.. 141195") b. 

Staats-Anl, en 5 HE u. G. 
Ato 1884. Dir bes be. Aachen-Mastrich, — 1 — 
dito 1850 ls ba Amsterd. Rottd. | 714 | 48% 28 
dito 1856 2 255 bz. Berg.-Märkische | 9 8 138 bs. 
dito 1864 4 11907 bz Berlin-Anhalt. 13 131), bz. 
dito 1861141, 987, br. Berlin-Görhtz..|— 1— | ; 
dito 18506214 89%, ba. dito St-Prior.] — |— 
dito 18834 1891, be. Berlin-Hamburg| 9½ | 9 


dito 186214 |89, bz. 
Staats-Schuldscheine|31/ 831%, bez. 
Präm.-Anl. von 188531115 ½ bz. 
Berliner Stadt-Onlig. A 95 bz. 
rk. 31 7617 


Berl.-Potsd-Mgd. 16 16 
Berlin- Stettin 8 
Böhm.-Westb.. — 
Breslau-Freib. . 9 9, 
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2 (Kur- u. Neumärk. I bz Cöln-Minden. 172 9 
2 \Pommersche . 3½ 7615 bz. Cosel-Oderberg. ab 2g 
3 /Posensche « 4 I —— dito $t,-Prior.| — 4 
2 dito TON I. FE dito dito — 8 
E dito neueld 85 bu. Galiz. Ladwigsb.| 5 
schlesische . 43½ 8% 8. Ludwigsh, Bexb. 10 
3 Kur- u. Neumärk. 4 Balz 3 ½ bz. Magd.-Halberst. 18 
5 (rommersche 4 ſhntt bz. Magd.-Leipzig . .|20 
SI Posensche . 4 J89 5. Malina Ludwgsh.] 8 
2 Preussische. . 44 88% bz. Mecklenburger 3 
2 Westph. u. Rhein. d |92', bz. Neisse-Brieger, .| 58/9 
Nur 190% B. Niedrschl,-Märk.| — . 
Schlesische. 4 % ½ bz. Niedrschl. Z wg. 3%g i 
Louisd’or 1124, IR Bk; 86%, ba Nordbahn, Hess. 4 | — it 
Goldk. 9, 10 bz. IR Iss. Bkn, 817% bz Oberschl. A. 1 12 3¼½ 185 be. 
— 3 1 0 
Ausländische Fonds. kt er 8 715 1 2 — 
Oesterr. Metalliques 5 54% ba. Oest. Fr. St- B.. 5 — 8 IN, A 45 bz 
dito Nat.-Anl. . 8 5775 bz. Oestr. südl. St.-B. Tg | — 6 9714114498 bs. 
dito Lot.-A. v. 90 5 71 ½ br. u. 6. Oppein-Tarnow. 31, | — 6 j3% . 
dito dito 64 — 46% bz. R. Oderuf.-St-A.| — — 686 73% bz. 
dito Gier pr. A. 4 0,8. 3.Oderuf.-St-Pr) — — 5 dz, 
dito Eisenb.-I.. — 74½ G. Rheinische, . 7 — 4 174,118% ds 
Ital. neue Öproc. And 5B 44 % 4 1%, bz. || dito Stamm-Pr.' 7 — 4 —— — 
Russ.-Engl. Anl. 18625 85 ½ bz. Rhein-Nahebahn; — 0. 4 40% ba. 
dito Fofn.- Sch. Obl. 4 6414 e.. ba. u. G. Stargard-Posen. 4% 4½ 4½ 84 B. 5 
kenn mn. 527 8 Thüringer — 14 133% bz. u. 6. 
dito Ligu.-Piandbr. 52% 4 „ Warschau-Wien 81 — 5 
Poln, Obl. a 500 Fi. 918 8 — — F — 2 
dito à 300 Fl. 5 |91%, 6. 
BEER 8375 l Bank- und Industrie-Papiere. 
Baden. 35 Fl. Loosel— Ey bz. Berl. Kassen-V. ı 81, 12 4 1159 6, 
Amerikan. St.- Anl. 8. 1% a % bu. 3 B. 7 0 4 196% 8, 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. Danziger) N I ” ie 8 1 — y° 
Berg.-Märkische . . 4 96 C. Darmst. Zettelb. a 4 4 8%. 
dito IL 5 Gerger Bank . 1% 7% [4 90% ds, u. 3. 
dito a 402 92½ B. Gothaer „ ra 5 4 188% 6. | 
dito III v. Sc. 3½ 6. 3½ 77 b. u. G. Hannoversche B. 4 5, 4 75½% 0 
Cöln- Minden 4¹ 2 1 Hamb, Nordd. B. 9 8 4 115% B. | 
dito 11.5. [102% B. „ Vereins-B. 810% 10% 4 110 G. j 
dito 4 815 B. Königsberger B.] 6½% | 770 4 111½ 6. 1 
dito 111.4 83 A ba. Luxemburger B.| 6 4 |82%, 6. 
dito 45 9° bz Magdeburger B. 5lg 5 4 90% B. 
dito W.) 4 83%, 9. Posener Bank 010 7½ 4 980 etw. bz. 
dito „ v4, 83% B. breuss. Bank-A. 101% 13 ½ 4½ 154 be, 
r 1 . Thüringer Bank] 4 4 4 64 B 
ito . Em. .4 |— — — Weimar 4...» 61 1 85 
dio IV. Em. 4½ 88 ½ bz 2 free 
Gal. Ludwigsb. .. a 2b. n. 77 ½ 6 bogen 
Niederschl.-Märk. . 4 88 bz. 
Berl. Hand -Ges.| 8 3 4 1109 % B. 
n 88 8 ba. a. B. Coburg. Credb. A. 8½ 4 ja 70 Ar N 
dito 4 IV. 4½ 951 B. Darmstädter „ 81 6½ 4 85 ½ ba. u. G. } 
Ndschl, Zweigb.L.C.6 iel B. Obe. Com- Auth, 6 8 la ſich bi 
e ** . FM RS Genfer Credb.-A. — 0 4 123%, ba. 
dito 04 88 B Leipziger „4 — 4 89% ba. u. 0. 
dito 5.04 850 B Meininger „ 7 — 14 = et w. bz. 
5 %% MoldauerLds.-B.| — — 4 
dito E31, 761, G 45 
55 Fluß 5% 8 est. Sat Fe, i n i OR 
dito 6.141 0 5 A in eee 
Oesterr.- Franz. 3 263 bz. — 
Oesterr. südl. St.-B. 3 211 ba. 
Rhein. v. St. gar. 4 — — — Minerva. . . l — ss 146. 
Rhein- ahe-B gar. 4½ 93 ½ B. For.v.Eisenbdf. | 51, 1d s 138 N etw. bz 


u 
„ Breslau, 11. Februar. Bei reichlicheren Angeboten blieb für 6 
treide feſte Stimmung vorherrſchend, Preiſe waren theilweiſe hoher. 2 
Weizen bei ruhiger Kaufluſt, pr. 84 Pfund ſchleſſiſcher weißer 107 
120 Sgr., gelber 106118 Sgr., feinite Sorte 2—3 Sgr. über Notiz bezah 
— Roggen war gut beachtet, pr. 84 Pfund 91—96—98 Sgr., je, 
Sorte über Notiz bezahlt. — Gerſte unverändert, pr. 74 Pfd. gelbe 
bis 61 Sgr., helle 62—64 Sgr., weiße 65—67 Sgr., feinſte Sorte 
Notiz bezahlt. — Hafer, beachtet, pr. 50 Pfund 40—44 Sgr., 
Sorte über Notiz bez. — Erbſen wenig angeboten. — Wicken ge 1 
pr. 90 Pfund. 63. 68 Sgr. — Delfaaten in feiter Haltung. — Lu p! 
nen beachtet, pr. 90 Pfund gelbe 42 — 46 Sgr., blaue 40 — 44 Sgr. 
Bohnen gute Kaufluſt, pr. 90 Pro. 90— 96 Sgr. — Schlaglein in eh 
Haltung. — Rapskuchen beachtet, 64—67 Sgr. pr. Ein, — Mat 


| 


(Rukuruz) 7882 Sgr. pr. Ctur. 
Sgr. pr. Schffl. Sgr. pr. Sack a 150 Pfd. Brutto. 

Weißer Weizen 108—118—122 Schlag⸗Leinſaat. 

Gelber Weizen.... 108—115—120 Winter⸗Rapss 
Roggen 90— 96— 98 Winter⸗Rübſen 

Sehe F 60 — 64— 68 Sommer⸗Rübſen 
Hafer 40— 42— 44 Leindotter 145— 
Erbſeen 74 78 — 84 

Kleeſaat, 


\ rothe bei ruhiger Frage 12%4—14—15% Thlr. pr. 7% 
hacken über Notiz, weiße in feſter Haltung, 16—20—22 Thlr. pr. Ci, 
ochrein? über Notiz. 


Thymothee wenig beachtet, 7—8 7 —9½ Thlr. pr. Ctr. 
Kartoffeln pr. Cad 55 Pfd. 60 Pr Mebe 11 —2 Ser. 


Verantwortlicher Redacteur; Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in 


